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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

I 

Das Bankengesetz vom 8. November 19342 
wird wie folgt geändert:

Art. 1b Abs. 3 Bst. d
Betrifft nur den italienischen Text.

Art. 3 Abs. 2 Bst. a und d

a.	 Betrifft nur den französischen Text.

2		 SR 952.0

I

Art. 3
1 Die Bank bedarf zur Aufnahme der 
Geschäftstätigkeit einer Bewilligung der 
FINMA; sie darf nicht ins Handelsregister ein-
getragen werden, bevor diese Bewilligung 
erteilt ist.
2 Die Bewilligung wird erteilt, wenn:
a.	 die Bank in ihren Statuten, 

Gesellschaftsverträgen und Reglementen 
den Geschäftskreis genau umschreibt und 
die ihrer Geschäftstätigkeit entsprechende 
Verwaltungsorganisation vorsieht; wo der 
Geschäftszweck oder der Geschäftsumfang 
es erfordert, sind besondere Organe für die 
Geschäftsführung einerseits und für die 
Oberleitung, Aufsicht und Kontrolle ander-
seits auszuscheiden und die Befugnisse 
zwischen diesen Organen so abzugrenzen, 
dass eine sachgemässe Überwachung der 
Geschäftsführung gewährleistet ist;

b.	 die Bank das vom Bundesrat festgelegte 
voll einbezahlte Mindestkapital ausweist;

c.	 die mit der Verwaltung und 
Geschäftsführung der Bank betrauten 
Personen einen guten Ruf geniessen und 
Gewähr für eine einwandfreie 
Geschäftstätigkeit bieten;
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d.	 Betrifft nur den französischen Text.

c.bis 	 die natürlichen und juristischen 
Personen, welche direkt oder indirekt mit 
mindestens 10 Prozent des Kapitals oder 
der Stimmen an der Bank beteiligt sind oder 
deren Geschäftstätigkeit auf andere Weise 
massgebend beeinflussen können (qualifi-
zierte Beteiligung), gewährleisten, dass sich 
ihr Einfluss nicht zum Schaden einer um-
sichtigen und soliden Geschäftstätigkeit 
auswirkt;

d.	 die mit der Geschäftsführung der Bank 
betrauten Personen an einem Ort Wohnsitz 
haben, wo sie die Geschäftsführung tat-
sächlich und verantwortlich ausüben kön-
nen.

3 Die Bank hat der FINMA ihre Statuten, 
Gesellschaftsverträge und Reglemente einzu-
reichen sowie alle späteren Änderungen daran 
anzuzeigen, soweit diese den Geschäftszweck, 
den Geschäftsbereich, das Grundkapital oder 
die innere Organisation betreffen. Solche 
Änderungen dürfen nicht ins Handelsregister 
eingetragen werden, bevor die FINMA sie ge-
nehmigt hat.
4 ...
5 Jede natürliche oder juristische Person hat 
der FINMA Meldung zu erstatten, bevor sie 
direkt oder indirekt eine qualifizierte Beteiligung 
nach Absatz 2 Buchstabe cbis an einer nach 
schweizerischem Recht organisierten Bank 
erwirbt oder veräussert. Diese Meldepflicht 
besteht auch, wenn eine qualifizierte Beteili
gung in solcher Weise vergrössert oder verklei-
nert wird, dass die Schwellen von 20, 33 oder 
50 Prozent des Kapitals oder der Stimmen 
erreicht oder über- beziehungsweise unter-
schritten werden.
6 Die Bank meldet die Personen, welche die 
Voraussetzungen nach Absatz 5 erfüllen, so-
bald sie davon Kenntnis erhält, mindestens 
jedoch einmal jährlich.
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Art. 3g Abs. 3 und 4

3 Der Bundesrat kann Vorschriften erlassen 
über die finanzielle Ausstattung und 
Organisation wesentlicher 
Gruppengesellschaften nach Artikel 2bis Absatz 
1 Buchstabe b, die wesentliche Funktionen für 
systemrelevante Banken erfüllen. 
4 Die Anforderungen an die finanzielle 
Ausstattung und die Organisation richten sich 
nach Umfang und Art der wesentlichen 
Dienstleistungen, die von der wesentlichen 
Gruppengesellschaft im Fall einer Sanierung 
oder Konkursliquidation der Gruppe zu erbrin-
gen sind.

7 Nach schweizerischem Recht organisierte 
Banken erstatten der FINMA Meldung, bevor 
sie im Ausland eine Tochtergesellschaft, eine 
Zweigniederlassung, eine Agentur oder eine 
Vertretung errichten.

Art. 3g
1 Die FINMA ist ermächtigt, Vorschriften über 
Eigenmittel, Liquidität, Risikoverteilung, grup-
peninterne Risikopositionen und 
Rechnungslegung für Finanzgruppen zu erlas-
sen.
2 Die FINMA ist ermächtigt, für bank- oder ef-
fektenhandelsdominierte Finanzkonglomerate 
Vorschriften über Eigenmittel, Liquidität, 
Risikoverteilung, gruppeninterne 
Risikopositionen und Rechnungslegung zu 
erlassen oder einzelfallweise festzulegen. 
Betreffend die erforderlichen Eigenmittel be-
rücksichtigt sie dabei die bestehenden Regeln 
des Finanz- und Versicherungsbereichs sowie 
die relative Bedeutung beider Bereiche im 
Finanzkonglomerat und die damit verbundenen 
Risiken.
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Art. 3ter Abs. 3

³ Betrifft nur den französischen Text. 

Art. 24
Aufgehoben

Art. 3ter

1 Banken, die nach ihrer Gründung ausländisch 
beherrscht werden, bedürfen einer zusätzli-
chen Bewilligung gemäss Artikel 3bis.
2 Eine neue Zusatzbewilligung ist nötig, wenn 
bei einer ausländisch beherrschten Bank 
Ausländer mit qualifizierten Beteiligungen 
wechseln.
3 Die Mitglieder der Verwaltung und 
Geschäftsführung der Bank haben der FINMA 
alle Tatsachen zu melden, die auf eine auslän-
dische Beherrschung der Bank oder auf einen 
Wechsel von Ausländern mit qualifizierten 
Beteiligungen schliessen lassen.

Art. 24
1 ...
2 In den Verfahren nach dem elften und dem 
zwölften Abschnitt dieses Gesetzes können die 
Gläubiger und Eigner einer Bank, einer 
Konzernobergesellschaft oder einer wesentli-
chen Gruppengesellschaft gemäss Artikel 2bis 
lediglich gegen die Genehmigung des 
Sanierungsplans und gegen 
Verwertungshandlungen Beschwerde führen. 
Die Beschwerde nach Artikel 17 des 
Bundesgesetzes vom 11. April 1889 über 
Schuldbetreibung und Konkurs ist in diesen 
Verfahren ausgeschlossen.
3 Beschwerden in den Verfahren nach dem 
elften und zwölften Abschnitt haben keine auf-
schiebende Wirkung. Der Instruktionsrichter 
kann die aufschiebende Wirkung auf Gesuch 
hin erteilen. Die Erteilung der aufschiebenden 
Wirkung für Beschwerden gegen die 
Genehmigung des Sanierungsplans ist ausge-
schlossen.
4 Wird die Beschwerde eines Gläubigers oder 
eines Eigners gegen die Genehmigung des 
Sanierungsplans gutgeheissen, so kann das 
Gericht nur eine Entschädigung zusprechen.
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Art. 25 Abs. 3

3 Die Bestimmungen über das 
Nachlassverfahren (Art. 293–336 des 
Bundesgesetzes vom 11. April 18893 über 
Schuldbetreibung und Konkurs [SchKG]), über 
das aktienrechtliche Moratorium (Art. 725 und 
725a OR4) und über die Benachrichtigung des 
Richters (Art. 728c Abs. 3 OR) sind auf Banken 
nicht anwendbar.

Art. 26 Abs. 1 Einleitungssatz (betrifft nur den 
französischen Text), Abs. 2 zweiter Satz
¹ Betrifft nur den französischen Text

3	 	 SR 281.1
4	 	 SR 220

Art. 25	 Voraussetzungen
1 Besteht begründete Besorgnis, dass eine 
Bank überschuldet ist oder ernsthafte 
Liquiditätsprobleme hat, oder erfüllt diese die 
Eigenmittelvorschriften nach Ablauf einer von 
der FINMA festgesetzten Frist nicht, so kann 
die FINMA anordnen:
a.	 Schutzmassnahmen nach Artikel 26;
b.	 ein Sanierungsverfahren nach den Artikeln 

28–32;
c.	 die Konkursliquidation der Bank 

(Bankenkonkurs) nach den Artikeln 33–37g.
2 Die Schutzmassnahmen können selbständig 
oder in Verbindung mit einer Sanierung oder 
Konkursliquidation angeordnet werden.
3 Die Bestimmungen über das 
Nachlassverfahren (Art. 293–336 SchKG), über 
das aktienrechtliche Moratorium (Art. 725 und 
725a des Obligationenrechts) und über die 
Benachrichtigung des Richters (Art. 729b 
Abs. 2 des Obligationenrechts) sind auf 
Banken nicht anwendbar.

4 Die Anordnungen der FINMA umfassen sämt-
liches Vermögen der Bank mit Aktiven und 
Passiven und Vertragsverhältnisse, ob sie sich 
nun im In- oder im Ausland befinden.

Art. 26	 Schutzmassnahmen

1 Die FINMA kann Schutzmassnahmen verfü-
gen; namentlich kann sie:
a.	 den Organen der Bank Weisungen erteilen;
b.	 einen Untersuchungsbeauftragten einset-

zen;
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2 ...  
 
 
         ... Sie kann auf die Publikation der 
Massnahmen verzichten, wenn dadurch der 
Zweck der angeordneten Massnahmen verei-
telt würde.
 

Art. 28 Abs. 2 und 4

2 Sie erlässt die für die Durchführung des 
Sanierungsverfahrens notwendigen 
Verfügungen. 

4 Sie kann das Verfahren näher regeln.

c.	 den Organen die Vertretungsbefugnis ent-
ziehen oder sie abberufen;

d.	 die bankengesetzliche Prüfgesellschaft 
oder obligationenrechtliche Revisionsstelle 
abberufen;

e.	 die Geschäftstätigkeit der Bank einschrän-
ken;

f.	 der Bank verbieten, Auszahlungen zu leis-
ten, Zahlungen entgegenzunehmen oder 
Effektentransaktionen zu tätigen;

g.	 die Bank schliessen;
h.	 Stundung und Fälligkeitsaufschub, ausge-

nommen für pfandgedeckte Forderungen 
der Pfandbriefzentralen, anordnen.

2 Sie sorgt für eine angemessene Publikation 
der Massnahmen, wenn dies zu deren 
Durchsetzung oder zum Schutz Dritter erfor-
derlich ist.

3 Soweit die FINMA in Bezug auf den 
Zinsenlauf nichts anderes verfügt, hat eine 
Stundung die Wirkungen nach Artikel 297 
SchKG.

Art. 28	 Sanierungsverfahren
1 Bei begründeter Aussicht auf Sanierung der 
Bank oder auf Weiterführung einzelner 
Bankdienstleistungen kann die FINMA ein 
Sanierungsverfahren einleiten.
2 Sie erlässt die für die Durchführung des 
Sanierungsverfahrens notwendigen Verfü
gungen und Anordnungen.
3 Sie kann eine Person mit der Ausarbeitung 
eines Sanierungsplans beauftragen 
(Sanierungsbeauftragter).
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Art. 30 Abs. 2 und 3

2 Er kann insbesondere vorsehen, dass: 
a.	 das Vermögen der Bank oder Teile davon 

mit Aktiven, Passiven und 
Vertragsverhältnissen auf andere 
Rechtsträger oder auf eine Übergangsbank 
übertragen werden; 

b.	 sich die Bank mit einer anderen 
Gesellschaft zu einem neuen Rechtsträger 
zusammenschliesst; 

c.	 ein anderer Rechtsträger die Bank über-
nimmt;

d.	 die Rechtsform der Bank geändert wird.

Art. 28a	 Sanierung von Kantonalbanken
¹ Die FINMA trägt im Sanierungsverfahren der 
besonderen Stellung, Eignerstruktur und gege-
benenfalls Rechtsform der Kantonalbanken mit 
ausdrücklicher Staatsgarantie Rechnung.
² Besteht die Gefahr der Insolvenz einer Kanto-
nalbank, so informiert die FINMA den Kanton 
ohne Verzug und hört diesen rechtzeitig vor 
Genehmigung des Sanierungsplans an. Der 
Kanton bezeichnet die zuständige Stelle.
³ Die FINMA kann für Kantonalbanken mit aus-
drücklicher Staatsgarantie Abweichungen von 
den Bestimmungen über das Sanierungsver-
fahren vorsehen, namentlich betreffend die 
vollständige Herabsetzung des Gesellschafts-
kapitals sowie Wandlung und Reduktion von 
Forderungen. Sie berücksichtigt dabei insbe-
sondere Massnahmen, die der Kanton zur 
Sanierung der Bank trifft.

Art. 30	 Weiterführung von 
Bankdienstleistungen

1 Der Sanierungsplan kann unabhängig vom 
Fortbestand der betroffenen Bank die 
Weiterführung einzelner Bankdienstleistungen 
vorsehen.
2 Er kann insbesondere das Vermögen der 
Bank oder Teile davon mit Aktiven und 
Passiven sowie Vertragsverhältnisse auf ande-
re Rechtsträger oder auf eine Übergangsbank 
übertragen.
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3 Die Rechtsträger und die Übergangsbank 
nach Absatz 2 treten mit Genehmigung des 
Sanierungsplans im Umfang der erfolgten 
Übertragung des Vermögens an die Stelle der 
Bank. Das Fusionsgesetz vom 3. Oktober 
20035 ist nicht anwendbar. 

Art. 30b	 Kapitalmassnahmen
1 Der Sanierungsplan kann die Reduktion des 
bisherigen Eigenkapitals und die Schaffung 
von neuem Eigenkapital, die Wandlung von 
Fremd- in Eigenkapital sowie die Reduktion 
von Forderungen vorsehen.
2 Den bisherigen Eignerinnen und Eignern steht 
kein Bezugsrecht zu.
3 Von der Wandlung sowie der 
Forderungsreduktion ausgenommen sind:
a.	 privilegierte Forderungen der ersten und 

zweiten Klasse nach Artikel 219 Absatz 4 
SchKG6: im Umfang ihrer Privilegierung;

b.	 besicherte Forderungen: im Umfang ihrer 
Sicherstellung; 

c.	 verrechenbare Forderungen: im Umfang 
ihrer Verrechenbarkeit; und

d.	 Forderungen aus Verbindlichkeiten, die die 
Bank während der Dauer der Massnahmen 
nach Artikel 26 Absatz 1 Buchstaben e–h 
oder während eines Sanierungsverfahrens 
mit Genehmigung der FINMA oder eines 
von dieser eingesetzten Untersuchungs- 
oder Sanierungsbeauftragten eingehen 
durfte.

4 Die FINMA kann Forderungen aus 
Warenlieferungen und Dienstleistungen aus-
nehmen, soweit dies für die Weiterführung der 
Bank erforderlich ist.
5 Die Wandlung von Fremd- in Eigenkapital und 
die Reduktion von Forderungen sind nur mög-
lich, wenn vorher:
5	 	 SR 221.301
6	 	 SR 281.1

3 Werden Vertragsverhältnisse oder das 
Vermögen der Bank oder Teile davon übertra-
gen, so tritt der Übernehmer mit Genehmigung 
des Sanierungsplans an die Stelle der Bank. 
Das Fusionsgesetz vom 3. Oktober 2003 ist 
nicht anwendbar.

e-parl 22.03.2021 09:15



-  10  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

a.	 das Wandlungskapital nach Artikel 11 
Absatz 1 Buchstabe b vollständig in 
Eigenkapital gewandelt und die nach Artikel 
11 Absatz 2 ausgegebenen Anleihen mit 
Forderungsverzicht vollständig reduziert 
werden; und

b.	 das Gesellschaftskapital vollständig herab-
gesetzt wird.

6 Der Bundesrat kann Schuldinstrumente be-
zeichnen, die entgegen Absatz 5 Buchstabe b 
vor einer vollständigen Herabsetzung des 
Gesellschaftskapitals reduziert werden, soweit 
diese von einer systemrelevanten Bank in der 
Form einer Anstalt mit ausdrücklicher 
Staatsgarantie herausgegeben werden und 
eine nachträgliche Kompensation der 
Gläubiger vorsehen, sofern und soweit der 
Kanton im Rahmen der Staatsgarantie an die 
Sanierung der Bank beiträgt. 
7 Die Wandlung von Fremd- in Eigenkapital und 
die Reduktion von Forderungen sind in folgen-
der Reihenfolge vorzunehmen:
a.	 nachrangige Forderungen;
b.	 Forderungen, die auf Schuldinstrumenten 

zur Verlusttragung bei 
Insolvenzmassnahmen (Bail-in-Bonds) 
basieren; Absatz 8 bleibt vorbehalten;

c.	 übrige Forderungen, mit Ausnahme der 
Einlagen;

d.	 Einlagen.
8 An Drittgläubiger ausgegebene Bail-in-Bonds 
von Konzernobergesellschaften nach Artikel 
2bis Absatz 1 fallen in den Rang gemäss 
Absatz 7 Buchstabe c, soweit die übrigen 
Forderungen, die in denselben Rang fallen, 
5 Prozent des Nominalwerts der gesamthaft 
anrechenbaren Bail-in-Bonds nicht überstei-
gen. Die übrigen Forderungen sind in diesem 
Fall von der Wandlung sowie der 
Forderungsreduktion ausgenommen. 
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9 Die FINMA kann vorübergehend die 
Mitwirkungsrechte der neuen Eigner vollständig 
suspendieren.

Art. 30c	 Sanierungsplan
1 Der Sanierungsplan muss folgende 
Anforderungen erfüllen:
a.	 Er beruht auf einer vorsichtigen Bewertung 

der Aktiven und Passiven der Bank und 
einer vorsichtigen Schätzung des 
Sanierungsbedarfs.

b.	 Er stellt Gläubiger voraussichtlich wirt-
schaftlich nicht schlechter als die sofortige 
Eröffnung des Bankenkonkurses.

c. 	 Er berücksichtigt den Vorrang der 
Interessen der Gläubiger vor denjenigen 
der Eigner und die Rangfolge der Gläubiger 
angemessen.

d.	 Er berücksichtigt die rechtliche oder wirt-
schaftliche Verbundenheit unter Aktiven, 
Passiven und Vertragsverhältnissen ange-
messen.

2 Er nennt und erläutert die wesentlichen 
Grundzüge der Sanierung und enthält insbe-
sondere Ausführungen zu:
a.	 der Erfüllung der Anforderungen nach 

Absatz 1;
b.	 Art und Weise, wie die Bank nach 

Durchführung der Sanierung die 
Bewilligungsvoraussetzungen und die übri-
gen gesetzlichen Vorschriften einhält; 

c.	 der künftigen Kapitalstruktur und zum 
Geschäftsmodell der Bank;

d.	 den Aktiven und Passiven der Bank;
e.	 der künftigen Organisation und Führung der 

Bank sowie zur Ernennung und Abberufung 
ihrer Organe; 
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f.	 der Abgangsregelung für ausscheidende 
Organe; 

g.	 der künftigen Gruppen- oder 
Konglomeratsorganisation;

h.	 Art und Umfang allfälliger Eingriffe in die 
Rechte der Eigner und der Gläubiger;

i.	 einem allfälligen Ausschluss des 
Anfechtungsrechts der Bank nach Artikel 32 
Absatz 1 und der 
Verantwortlichkeitsansprüche nach 
Artikel 39;

j.	 den Geschäften, die einer Eintragung in 
das Handelsregister oder das Grundbuch 
bedürfen.

Art. 31 	 Genehmigung des 
Sanierungsplans

1 Die FINMA genehmigt den Sanierungsplan, 
wenn er die Anforderungen nach Artikel 30c 
erfüllt.

2 Die Zustimmung der Eigner ist nicht notwen-
dig.

Art. 31	 Genehmigung des 
Sanierungsplans

1 Die FINMA genehmigt den Sanierungsplan, 
wenn er namentlich:

a.	 auf einer vorsichtigen Bewertung der 
Aktiven der Bank beruht;

b.	 die Gläubiger voraussichtlich besser stellt 
als die sofortige Eröffnung des 
Bankenkonkurses;

c.	 den Vorrang der Interessen der Gläubiger 
vor denjenigen der Eigner und die 
Rangfolge der Gläubiger berücksichtigt; c.	
den Vorrang der Interessen der Gläubiger 
vor denjenigen der Eigner und die 
Rangfolge der Gläubiger berücksichtigt;

d.	 die rechtliche oder wirtschaftliche 
Verbundenheit unter Aktiven, Passiven und 
Vertragsverhältnissen angemessen berück-
sichtigt.

2 Die Zustimmung der Generalversammlung 
der Bank ist nicht notwendig.
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3 Die FINMA kann den Sanierungsplan system-
relevanter Banken auch genehmigen, wenn er 
die Gläubiger in Abweichung von Artikel 30c 
Absatz 1 Buchstabe b wirtschaftlich schlechter 
stellt, sofern diese angemessen entschädigt 
werden. 
 

4 Sie macht die Grundzüge des 
Sanierungsplans öffentlich bekannt. Sie orien-
tiert dabei gleichzeitig darüber, wie die betroffe-
nen Gläubiger und Eigner Einsicht nehmen 
können.

Art. 31a Abs. 3

3 Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung 
auf die Sanierung von systemrelevanten 
Banken und Gruppengesellschaften von sys-
temrelevanten Finanzgruppen oder -konglome-
raten.

Art. 31b	 Gegenleistung bei Übertragung
1 Werden Aktiven, Passiven oder 
Vertragsverhältnisse nur teilweise auf einen 
anderen Rechtsträger oder eine 
Übergangsbank übertragen, so kann die 
FINMA eine angemessene Gegenleistung 
festlegen.

3 Kann eine Insolvenz der Bank nicht auf ande-
re Weise beseitigt werden, so kann der 
Sanierungsplan unter Wahrung der Rechte der 
Gläubiger nach Absatz 1 die Reduktion des 
bisherigen und die Schaffung von neuem 
Eigenkapital, die Umwandlung von Fremd- in 
Eigenkapital sowie die Reduktion von 
Forderungen vorsehen.
4 Die FINMA macht die Grundzüge des 
Sanierungsplans öffentlich bekannt.

Art. 31a	 Ablehnung des Sanierungsplans
1 Sieht der Sanierungsplan einen Eingriff in die 
Rechte der Gläubiger vor, so setzt die FINMA 
den Gläubigern spätestens mit dessen 
Genehmigung eine Frist, innert der sie den 
Sanierungsplan ablehnen können.
2 Lehnen Gläubiger, die betragsmässig mehr 
als die Hälfte der aus den Büchern hervorge-
henden Forderungen der dritten Klasse nach 
Artikel 219 Absatz 4 SchKG vertreten, den 
Sanierungsplan ab, so ordnet die FINMA den 
Konkurs nach den Artikeln 33–37g an.
3 Dieser Artikel findet auf die Sanierung einer 
systemrelevanten Bank keine Anwendung.

Art. 31b	 Wertausgleich
1 Werden Aktiven, Passiven und 
Vertragsverhältnisse nur teilweise auf einen 
anderen Rechtsträger oder eine 
Übergangsbank übertragen, so ordnet die 
FINMA deren unabhängige Bewertung an.
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2 Die FINMA kann zu deren Festlegung eine 
unabhängige Bewertung anordnen. 

Art. 31c 	 Wertausgleich bei 
Kapitalmassnahmen

1 Sieht der Sanierungsplan eine 
Kapitalmassnahme nach Artikel 30b vor, so 
kann er einen angemessenen Wertausgleich 
für die Eigner vorsehen, falls die Bewertung 
nach Artikel 30c Absatz 1 Buchstabe a zeigt, 
dass der Wert des den Gläubigern zugeteilten 
Eigenkapitals den Nominalwert ihrer nach 
Artikel 30b gewandelten oder reduzierten 
Forderungen übersteigt. 
2 Der Wertausgleich kann namentlich durch 
Zuteilung von Aktien, anderen 
Beteiligungsrechten, Optionen oder 
Besserungsscheinen erfolgen.

Art. 31d 	 Rechtswirkung des 
Sanierungsplans

1 Die Anordnungen des Sanierungsplans wer-
den wie folgt wirksam:
a.	 bei systemrelevanten Banken und 

Gruppengesellschaften von systemrelevan-
ten Finanzgruppen oder -konglomeraten: 
mit Genehmigung des Sanierungsplans;

b.	 in allen anderen Fällen: mit unbenutztem 
Ablauf der Frist nach Artikel 31a Absatz 1.

2 Die Wirksamkeit tritt direkt ein namentlich für:
a.	 die Herabsetzung von bestehendem und 

die Schaffung von neuem Eigenkapital;
b.	 die Wandlung von Fremd- in Eigenkapital; 
c.	 die Reduktion von Forderungen;
d.	 die Übertragung von Grundstücken; 

2 Die FINMA regelt den Ausgleich unter den 
betroffenen Rechtsträgern und ergänzt den 
Sanierungsplan in einem Nachtrag.
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e.	 die Einräumung von dinglichen Rechten 
und Pflichten an Grundstücken oder 
Änderungen des Gesellschaftskapitals. 

3 Eintragungen in das Grundbuch, das 
Handelsregister oder in andere Register haben 
lediglich deklaratorische Wirkung. Sie sind so 
rasch wie möglich vorzunehmen.

Art. 32 Abs. 3, 3bis und 4

3 Massgebend für die Berechnung der Fristen 
nach den Artikeln 286–288 SchKG7 ist anstelle 
der Konkurseröffnung der Zeitpunkt der Ge-
nehmigung des Sanierungsplans. Hat die FIN-
MA vorher eine Schutzmassnahme nach Arti-
kel 26 Absatz 1 Buchstaben e–h verfügt, so ist 
der Zeitpunkt des Erlasses dieser Verfügung 
massgebend.
3bis Das Anfechtungsrecht verjährt zwei Jahre 
nach der Genehmigung des Sanierungsplans. 
4 Für die Geltendmachung von Verantwortlich-
keitsansprüchen nach Artikel 39 gelten die 
Absätze 1–2bis sinngemäss.

7		 SR 281.1

Art. 32	 Geltendmachung von 
Ansprüchen

1 Sobald die FINMA den Sanierungsplan ge-
nehmigt hat, ist die Bank zur Anfechtung von 
Rechtsgeschäften nach den Artikeln 285–292 
SchKG befugt.
2 Schliesst der Sanierungsplan für die Bank die 
Anfechtung von Rechtsgeschäften nach 
Absatz 1 aus, so ist dazu jeder Gläubiger in 
dem Umfang berechtigt, in dem der 
Sanierungsplan in seine Rechte eingreift.
2bis Die Anfechtung nach den Artikeln 285–292 
SchKG ist ausgeschlossen gegen 
Rechtshandlungen in Ausführung eines von der 
FINMA genehmigten Sanierungsplans.
3 Für die Berechnung der Fristen nach den 
Artikeln 286–288 SchKG ist der Zeitpunkt der 
Genehmigung des Sanierungsplans massge-
bend. Hat die FINMA vorher eine 
Schutzmassnahme nach Artikel 26 Absatz 1 
Buchstaben e–h verfügt, so gilt der Zeitpunkt 
des Erlasses dieser Verfügung.

3bis Das Anfechtungsrecht verwirkt zwei Jahre 
nach der Genehmigung des Sanierungsplans.
4 Für die Geltendmachung von 
Verantwortlichkeitsansprüchen nach Artikel 39 
gelten die Absätze 1 und 2 sinngemäss.
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Art. 34 Abs. 2 und 3

2 Die Konkursliquidation ist nach den Artikeln 
221–270 SchKG durchzuführen. Dazu kann die 
FINMA unter Vorbehalt der Artikel 35–37m 
abweichende Verfügungen treffen. 
3 Die FINMA kann das Verfahren näher regeln. 

Art. 37	 Bei Schutzmassnahmen oder im Sa-
nierungsverfahren eingegangene Verbindlich-
keiten
Verbindlichkeiten, die die Bank mit 
Genehmigung der FINMA oder eines von die-
ser eingesetzten Untersuchungs- oder 
Sanierungsbeauftragten während der Dauer 
der Massnahmen nach Artikel 26 Absatz 1 
Buchstaben e–h oder während eines 
Sanierungsverfahrens eingehen durfte, werden 
im Falle einer Konkursliquidation vor allen 
anderen befriedigt.

Art. 37a Abs. 2 und 7

2 Aufgehoben

Art. 34	 Wirkungen und Ablauf
1 Die Anordnung der Konkursliquidation hat die 
Wirkungen einer Konkurseröffnung nach den 
Artikeln 197–220 SchKG.
2 Die Konkursliquidation ist unter Vorbehalt der 
nachfolgenden Bestimmungen nach den 
Artikeln 221–270 SchKG durchzuführen.

3 Die FINMA kann abweichende Verfügungen 
und Anordnungen treffen.

Art. 37	 Bei Schutzmassnahmen 
eingegangene Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten, welche die Bank während 
der Dauer der Massnahmen nach Artikel 26 
Absatz 1 Buchstaben e–h eingehen durfte, 
werden im Falle einer Konkursliquidation vor 
allen anderen befriedigt.

Art. 37a	 Privilegierte Einlagen
1 Einlagen, die auf den Namen des Einlegers 
lauten, einschliesslich Kassenobligationen, die 
im Namen des Einlegers bei der Bank hinter-
legt sind, werden bis zum Höchstbetrag von 
100 000 Franken je Gläubiger der zweiten 
Klasse nach Artikel 219 Absatz 4 SchKG zuge-
wiesen.
2 Der Bundesrat kann den Höchstbetrag nach 
Absatz 1 der Geldentwertung anpassen.
3 Einlagen bei Unternehmen, welche ohne 
Bewilligung der FINMA als Banken tätig sind, 
sind nicht privilegiert.
4 Steht eine Forderung mehreren Personen zu, 
so kann das Privileg nur einmal geltend ge-
macht werden.
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7 Der Bundesrat umschreibt die Einlagen und 
die Einleger nach Absatz 1 näher. Er kann den 
Höchstbetrag nach Absatz 1 der 
Geldentwertung anpassen.

Art. 37b	 Auszahlung aus den verfügbaren 
liquiden Aktiven

1 Privilegierte Einlagen gemäss Artikel 37a 
Absatz 1 werden aus den verfügbaren liquiden 
Aktiven ausserhalb der Kollokation und unter 
Ausschluss jeglicher Verrechnung ausbezahlt:
a.	 sofort: wenn sie bei schweizerischen 

Geschäftsstellen gebucht sind;
b.	 sobald dies tatsächlich und rechtlich mög-

lich ist: wenn sie bei ausländischen 
Geschäftsstellen gebucht sind.

2 Die FINMA legt im Einzelfall den 
Höchstbetrag der nach Absatz 1 auszahlbaren 

5 Forderungen von Bankstiftungen als 
Vorsorgeeinrichtungen nach Artikel 82 des 
Bundesgesetzes vom 25. Juni 1982 über die 
berufliche Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge sowie von 
Freizügigkeitsstiftungen als Freizügigkeits
einrichtungen nach dem Freizügigkeitsgesetz 
vom 17. Dezember 1993 gelten als Einlagen 
der einzelnen Vorsorgenehmer und 
Versicherten. Sie sind unabhängig von den 
übrigen Einlagen des einzelnen 
Vorsorgenehmers und Versicherten bis zum 
Höchstbetrag nach Absatz 1 privilegiert.
6 Die Banken müssen im Umfang von 125 
Prozent ihrer privilegierten Einlagen ständig 
inländisch gedeckte Forderungen oder übrige 
in der Schweiz belegene Aktiven halten. Die 
FINMA kann diesen Anteil erhöhen; sie kann in 
begründeten Fällen insbesondere denjenigen 
Instituten Ausnahmen gewähren, die aufgrund 
der Struktur ihrer Geschäftstätigkeit über eine 
gleichwertige Deckung verfügen.

Art. 37b	 Sofortige Auszahlung

1 Privilegierte Einlagen gemäss Artikel 37a 
Absatz 1 werden aus den verfügbaren liquiden 
Aktiven ausserhalb der Kollokation und unter 
Ausschluss jeglicher Verrechnung sofort aus-
bezahlt.

2 Die FINMA legt im Einzelfall den 
Höchstbetrag der sofort auszahlbaren Einlagen 
fest. Sie trägt dabei der Rangordnung der übri-
gen Gläubiger nach Artikel 219 SchKG 
Rechnung.
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Einlagen fest. Sie trägt dabei der Rangordnung 
der übrigen Gläubiger nach Artikel 219 SchKG8 
Rechnung.

Art. 37e Abs. 1 und 2

1 Sind sämtliche Aktiven verwertet und alle die 
Feststellung der Aktiv- und Passiv-masse be-
treffenden Prozesse erledigt, so erstellen die 
Konkursliquidatoren die abschliessende 
Verteilungsliste sowie die Schlussrechnung 
und unterbreiten beide der FINMA zur 
Genehmigung. Prozesse aus Abtretung von 
Rechtsansprüchen nach Artikel 260 SchKG9 
bleiben unberücksichtigt.
2 Vor der Genehmigung werden die 
Verteilungsliste und die Schlussrechnung wäh-
rend zehn Tagen zur Einsicht aufgelegt. Die 
Auflegung und die Genehmigung werden im 
Schweizerischen Handelsamtsblatt und auf der 
Internetseite der FINMA publiziert.

Gliederungstitel nach Art. 37g

12a. Abschnitt:  
Beschwerden in Verfahren nach dem 
elften und zwölften Abschnitt

Art. 37gbis	 Beschwerden gegen die 
Genehmigung des 
Sanierungsplans

1 Wird die Beschwerde gegen die 
Genehmigung des Sanierungsplans gutge-
heissen, so kann das Gericht nur eine 
Entschädigung zusprechen. 
2 Die Entschädigung erfolgt in der Regel durch 
Zuteilung von Aktien, anderen 

8	 	 SR 281.1
9		 SR 281.1

Art. 37e	 Verteilung und Schluss des 
Verfahrens

1 Die Verteilungsliste wird nicht aufgelegt.

2 Nach der Verteilung legen die 
Konkursliquidatoren der FINMA einen Schluss
bericht vor.

3 Die FINMA trifft die nötigen Anordnungen zur 
Schliessung des Verfahrens. Sie macht die 
Schliessung öffentlich bekannt.
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Beteiligungsrechten, Optionen oder 
Besserungsscheinen. 

Art. 37gter	 Beschwerden der Gläubiger und 
Eigner

1 Gläubiger und Eigner einer Bank, einer 
Konzernobergesellschaft oder einer wesentli-
chen Gruppengesellschaft gemäss Artikel 2bis 
können in den Verfahren nach dem elften und 
zwölften Abschnitt lediglich Beschwerde führen 
gegen: 
a.	 die Genehmigung des Sanierungsplans;
b.	 Verwertungshandlungen; 
c.	 die Genehmigung der Verteilungsliste und 

der Schlussrechnung. 
2 Verwertungshandlungen des 
Konkursliquidators gelten als Realakte. Wer ein 
schutzwürdiges Interesse hat, kann darüber 
von der FINMA eine Verfügung im Sinne von 
Artikel 25a des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
vom 20. Dezember 196810 (VwVG) verlangen.
3 Die Beschwerde nach Artikel 17 SchKG11 ist in 
diesen Verfahren ausgeschlossen.

Art. 37gquater	 Fristen
1 Die Frist für eine Beschwerde gegen die 
Genehmigung des Sanierungsplans und gegen 
Verwertungshandlungen beträgt zehn Tage. 
Artikel 22a des VwVG12 findet keine 
Anwendung.
2 Der Fristenlauf für eine Beschwerde gegen 
die Genehmigung des Sanierungsplans be-
ginnt am Tag nach der öffentlichen 
Bekanntgabe der Grundzüge des 
Sanierungsplans. Der Fristenlauf für eine 

10	  SR 172.021
11	 SR 281.1
12	  SR 172.021
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Beschwerde gegen die Genehmigung der 
Verteilungsliste und der Schlussrechnung be-
ginnt am Tag, nachdem die Genehmigung 
öffentlich bekannt gegeben wurde.

Art. 37gquinquies	 Aufschiebende Wirkung
Beschwerden in den Verfahren nach dem elf-
ten und dem zwölften Abschnitt haben keine 
aufschiebende Wirkung. Der Instruktionsrichter 
kann die aufschiebende Wirkung auf Gesuch 
hin erteilen. Die Erteilung der aufschiebenden 
Wirkung ist ausgeschlossen für Beschwerden 
gegen:
a.	 die Anordnung von Schutzmassnahmen;
b.	 die Anordnung eines Sanierungsverfahrens;
c.	 die Genehmigung des Sanierungsplans; 

und
d.	 die Anordnung der Konkursliquidation.

Art. 37h 	 Grundsatz
1 Die Banken sorgen für die Sicherung der 
privilegierten Einlagen nach Artikel 37a Absatz 
1 bei schweizerischen Geschäftsstellen. 
Banken müssen sich zu diesem Zweck vor der 
Entgegennahme solcher Einlagen der 
Selbstregulierung der Banken anschliessen.
2 Die Selbstregulierung unterliegt der 
Genehmigung durch die FINMA.
3 Die Selbstregulierung wird genehmigt, wenn 
sie:
a.	 gewährleistet, dass der Träger der 

Einlagensicherung die gesicherten Einlagen 
dem von der FINMA eingesetzten 
Untersuchungs- oder 
Sanierungsbeauftragten oder 
Konkursliquidator innert sieben 
Arbeitstagen auszahlt, nachdem er die 

Art. 37h	 Grundsatz Art. 37h
1 Die Banken sorgen für die Sicherung der 
privilegierten Einlagen nach Artikel 37a Absatz 
1 bei schweizerischen Geschäftsstellen. 
Banken, die solche Einlagen besitzen, sind 
verpflichtet, sich zu diesem Zweck der 
Selbstregulierung der Banken anzuschliessen.
2 Die Selbstregulierung unterliegt der 
Genehmigung durch die FINMA.
3 Die Selbstregulierung wird genehmigt, wenn 
sie:
a.	 die Auszahlung der gesicherten Einlagen 

innert 20 Arbeitstagen nach Erhalt der 
Mitteilung betreffend Anordnung von 
Massnahmen nach Artikel 26 Absatz 1 
Buchstaben e–h oder des Konkurses nach 
den Artikeln 33–37g gewährleistet;
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Mitteilung der FINMA über die Anordnung 
der Konkursliquidation oder einer zu treffen-
den Schutzmassnahme nach Artikel 26 
Absatz 1 Buchstaben e-h erhalten hat;

b.	 vorsieht, dass die Banken zu Beiträgen in 
der Höhe von insgesamt 1,6 Prozent der 
Gesamtsumme der gesicherten Einlagen, 
mindestens aber 6 Milliarden Franken ver-
pflichtet sind;

c.	 sicherstellt, dass jede Bank im Umfang der 
Hälfte ihrer Beitragsverpflichtungen auf 
Dauer: 

1.	 leicht verwertbare Wertschriften von 
hoher Qualität oder Schweizerfranken in 
bar bei einer sicheren 
Drittverwahrungsstelle hinterlegt, oder 

2.	 dem Träger der Einlagensicherung 
Bardarlehen gewährt;

d.	 jede Bank dazu verpflichtet, dass sie im 
Rahmen ihrer ordentlichen 
Geschäftstätigkeit die notwendigen 
Vorbereitungen trifft, die dem 
Untersuchungs- oder 
Sanierungsbeauftragten oder 
Konkursliquidator die Erstellung eines 
Auszahlungsplans, die Kontaktierung der 
Einleger sowie die Auszahlung gemäss 
Artikel 37j BankG erlauben. 

3bis Zu den Vorbereitungen nach Absatz 3 
Buchstabe d gehört insbesondere die 
Bereitstellung: 
a.	 einer angemessenen Infrastruktur; 
b.	 standardisierter Prozesse;
c.	 einer Einlegerliste mit den gemäss Artikel 

37h Absatz 1 gesicherten Einlagen;
d.	 einer summarischen Aufstellung mit den 

übrigen gemäss Artikel 37a Absatz 1 privile-
gierten Einlagen.

b.	 einen Maximalbetrag von 6 Milliarden 
Franken für die gesamthaft ausstehenden 
Beitragsverpflichtungen vorsieht;

c.	 sicherstellt, dass jede Bank für die Hälfte 
ihrer Beitragsverpflichtungen dauernd liqui-
de Mittel hält, welche die gesetzliche 
Liquidität übersteigen.

4 Der Bundesrat kann den Betrag gemäss 
Absatz 3 Buchstabe b anpassen, sofern beson-
dere Umstände dies erfordern.

5 Genügt die Selbstregulierung den 
Anforderungen nach den Absätzen 1–3 nicht, 
so regelt der Bundesrat die Einlagensicherung 
in einer Verordnung. Er bezeichnet namentlich 
den Träger der Einlagensicherung und legt die 
Beiträge der Banken fest.
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4 Der Bundesrat kann die Anforderungen ge-
mäss Absatz 3 Buchstabe b anpassen, sofern 
besondere Umstände dies erfordern.
5 Genügt die Selbstregulierung den 
Anforderungen nach den Absätzen 1-3bis nicht, 
so regelt der Bundesrat die Einlagensicherung 
in einer Verordnung. Er bezeichnet namentlich 
den Träger der Einlagensicherung und legt die 
Beiträge der Banken fest.

Art. 37i Abs. 2 und 4

2 Der Träger der Einlagensicherung stellt den 
entsprechenden Betrag innert sie-
ben Arbeitstagen nach Erhalt der Mitteilung 
dem von der FINMA eingesetzten 
Untersuchungs- oder Sanierungsbeauftragten 
oder Konkursliquidator zur Verfügung. 

⁶ Die Auswirkungen der Finanzierungsformen 
gemäss Absatz 3 Buchstabe c auf die Liquidi-
täts- und Eigenmittelanforderungen sind zu 
neutralisieren, indem die verschiedenen Finan-
zierungformen nach Möglichkeit gleichwertig zu 
behandeln sind. Der Bundesrat erlässt die 
technischen Ausführungsbestimmungen.

Art. 37i	 Auslösung der 
Einlagensicherung

1 Hat die FINMA eine Schutzmassnahme nach 
Artikel 26 Absatz 1 Buchstaben e–h oder den 
Konkurs nach Artikel 33 angeordnet, so teilt sie 
dies dem Träger der Einlagensicherung mit und 
informiert ihn über den Bedarf an Leistungen 
zur Auszahlung der gesicherten Einlagen.
2 Der Träger der Einlagensicherung stellt den 
entsprechenden Betrag innert 20 Arbeitstagen 
nach Erhalt der Mitteilung dem von der FINMA 
in der Anordnung bezeichneten 
Untersuchungsbeauftragten, 
Sanierungsbeauftragten oder Konkursliquidator 
zur Verfügung.

3 Im Fall einer Schutzmassnahme kann die 
FINMA die Mitteilung aufschieben, solange:
a.	 begründete Aussicht besteht, dass die 

Schutzmassnahme innert kurzer Frist wie-
der aufgehoben wird; oder

b.	 die gesicherten Einlagen von der 
Schutzmassnahme nicht betroffen sind.
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4 Aufgehoben 

Art. 37j	 Auszahlung
1 Der von der FINMA eingesetzte 
Untersuchungs- oder Sanierungsbeauftragte 
oder Konkursliquidator erstellt einen 
Auszahlungsplan anhand der Einlegerliste 
nach Artikel 37h Absatz 3bis Buchstabe c.
2 Er ersucht die aus dem Auszahlungsplan 
ersichtlichen Einleger umgehend um 
Zahlungsinstruktionen zur Auszahlung der 
gesicherten Einlagen.
3 Er sorgt nach Erhalt der 
Zahlungsinstruktionen dafür, dass die gesicher-
ten Einlagen den Einlegern umgehend, spätes-
tens aber am siebten Arbeitstag nach Erhalt 
der Instruktion ausbezahlt werden.
4 Genügt der Betrag, der durch den Träger der 
Einlagensicherung zur Verfügung gestellt wur-
de, nicht zur Befriedigung der in den 
Auszahlungsplan aufgenommenen 
Forderungen, so erfolgt die umgehende 
Auszahlung anteilsmässig.
5 Die Frist nach Absatz 3 verlängert sich oder 
wird ausgesetzt bei Einlagen, bei denen:
a.	 unklare oder komplexe Rechtsansprüche 

vorliegen;
b.	 kein objektiver Bedarf nach einer raschen 

Auszahlung besteht; oder
c.	 ungenaue oder unklare 

Zahlungsinstruktionen vorliegen.
6 Die Einlagen nach Absatz 5 werden in der 
durch die FINMA zu genehmigenden 
Selbstregulierung näher umschrieben. 

4 Die Frist nach Absatz 2 wird unterbrochen, 
wenn und solange die Anordnung einer 
Schutzmassnahme oder des Konkurses nicht 
vollstreckbar ist.

Art. 37j	 Abwicklung und Legalzession
1 Der von der FINMA eingesetzte 
Untersuchungsbeauftragte, 
Sanierungsbeauftragte oder Konkursliquidator 
zahlt den Einlegern die gesicherten Einlagen 
aus.
2 Die gesicherten Einlagen werden unter 
Ausschluss jeglicher Verrechnung ausbezahlt.

3 Den Einlegern steht gegenüber dem Träger 
der Einlagensicherung kein direkter Anspruch 
zu.

4 Die Rechte der Einleger gehen im Umfang 
der Auszahlungen auf den Träger der 
Einlagensicherung über.
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Art. 37jbis	 Verrechnung, Anspruch und 
Legalzession

1 Die gesicherten Einlagen werden unter 
Ausschluss jeglicher Verrechnung ausbezahlt.
2 Den Einlegern steht gegenüber dem Träger 
der Einlagensicherung kein direkter Anspruch 
zu.
3 Die Rechte der Einleger gehen im Umfang 
der Auszahlungen auf den Träger der 
Einlagensicherung über.

Art. 47 Abs. 1 Bst. b

b.	 Betrifft nur den französischen Text.

Art. 47
1 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer vorsätzlich:
a.	 ein Geheimnis offenbart, das ihm in seiner 

Eigenschaft als Organ, Angestellter, 
Beauftragter oder Liquidator einer Bank 
oder einer Person nach Artikel 1b oder als 
Organ oder Angestellter einer 
Prüfgesellschaft anvertraut worden ist oder 
das er in dieser Eigenschaft wahrgenom-
men hat;

b.	 zu einer solchen Verletzung des 
Berufsgeheimnisses zu verleiten sucht;

c.	 ein ihm nach Buchstabe a offenbartes 
Geheimnis weiteren Personen offenbart 
oder für sich oder einen anderen ausnützt.

1bis Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer sich oder einem 
anderen durch eine Handlung nach Absatz 1 
Buchstabe a oder c einen Vermögensvorteil 
verschafft.
2 Wer fahrlässig handelt, wird mit Busse bis zu 
250 000 Franken bestraft.

3 ...
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II

Die Änderung anderer Erlasse wird im Anhang 
geregelt.

III
Übergangsbestimmung zur Änderung vom ...

Die Anforderungen an die Selbstregulierung 
nach Artikel 37h Absatz 3 Buchstabe d müssen 
spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser 
Änderung erfüllt sein.

IV

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen 
Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

4 Die Verletzung des Berufsgeheimnisses ist 
auch nach Beendigung des amtlichen oder 
dienstlichen Verhältnisses oder der 
Berufsausübung strafbar.
5 Vorbehalten bleiben die eidgenössischen und 
kantonalen Bestimmun-gen über die 
Zeugnispflicht und über die Auskunftspflicht 
gegenüber einer Behörde.
6 Verfolgung und Beurteilung der Handlungen 
nach dieser Bestimmung obliegen den 
Kantonen. Die allgemeinen Bestimmungen des 
Strafgesetzbuches kommen zur Anwendung.
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Anhang
(Ziff. II)

Änderung anderer Erlasse
Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt 
geändert: 

1. Pfandbriefgesetz vom 25. Juni 193013

Art. 40 
VI. Prüfung und Verwaltung der Deckung
1 Wenn eine Pfandbriefzentrale oder ein 
Mitglied, das einer Pfandbriefzentrale Darlehen 
schuldet, gesetzliche Vorschriften, namentlich 
Eigenmittelvorschriften, verletzt oder das 
Vertrauen in sie ernsthaft beeinträchtigt ist, 
kann die FINMA einen 
Untersuchungsbeauftragten einsetzen und die 
Aushändigung der Deckungswerte anordnen.
2 Sie kann den Untersuchungsbeauftragten mit 
der Prüfung und Verwaltung der Deckung auf 
Kosten der Pfandbriefzentrale oder des Mit
glieds beauftragen.  

Art. 40a 
VII. Separierung von Darlehen und Deckung	
1 Wird über ein Mitglied der Konkurs eröffnet, 
so ordnet die FINMA die Separierung der 
Darlehen und der Deckung, einschliesslich der 
eingehenden Zinsen und Rückzahlungen, an. 
Die Darlehen werden durch die 
Konkurseröffnung nicht fällig.
2 Die FINMA setzt zur Verwaltung der Darlehen 
und der Deckung einen Beauftragten ein. 
Dieser trifft alle Massnahmen, die erforderlich 
sind, um die vollständige und fristgerechte 

13	  SR 211.423.4

Anhang
(Ziff. II)

Art. 40
VI. Aushändigung der Deckungswerte
1 Die FINMA kann die Aushändigung der 
Deckungswerte anordnen, wenn eine 
Pfandbriefzentrale oder ein Mitglied, das einer 
Pfandbriefzentrale Darlehen schuldet, wieder-
holt Vorschriften schwer verletzt oder das 
Vertrauen in sie ernsthaft beeinträchtigt ist.

2 Bis zur Wiederherstellung des ordnungsge-
mässen Zustands kann sie einen 
Untersuchungsbeauftragten mit der Verwaltung 
der Deckungswerte auf Kosten der 
Pfandbriefzentrale oder des Mitglieds beauftra-
gen.
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Erfüllung der Pflichten aus den Darlehen, ein-
schliesslich Zins- und Rückzahlungen, zu ge-
währleisten. 
3 Die FINMA kann die ganze oder teilweise 
Übertragung von Darlehen und der Deckung 
genehmigen.
4 Nach der Rückzahlung oder Übertragung der 
Darlehen hat der Beauftragte darüber abzu-
rechnen, wie weit die Deckung beansprucht 
wurde.

2. Obligationenrecht14

Art. 1186 
F. Abweichende Abreden	
1 Die Rechte, die das Gesetz der 
Gläubigergemeinschaft und dem 
Anleihensvertreter zuweist, können durch die 
Anleihensbedingungen oder durch besondere 
Abreden zwischen den Gläubigern und dem 
Schuldner nur ausgeschlossen, geändert oder 
beschränkt werden, wenn eine Mehrheit der 
Gläubiger weiterhin die Anleihensbedingungen 
anpassen kann.
2 Soweit Anleihensobligationen gesamthaft 
oder teilweise ausserhalb der Schweiz öffent-
lich ausgegeben werden, können anstelle der 
Bestimmungen dieses Abschnitts die Bestim-
mungen einer anderen mit der öffentlichen 
Ausgabe zusammenhängenden Rechtsord-
nung über die Gläubigergemeinschaft, ihre 
Vertretung, Versammlung und Beschlüsse für 
anwendbar erklärt werden. 

14	 SR 220

Art. 1186

F. Zwingendes Recht
1 Die Rechte, die das Gesetz der 
Gläubigergemeinschaft und dem 
Anleihensvertreter zuweist, können durch die 
Anleihensbedingungen oder durch besondere 
Abreden zwischen den Gläubigen und dem 
Schuldner weder ausgeschlossen noch be-
schränkt werden.

2 Die erschwerenden Bestimmungen der 
Anleihensbedingungen über das 
Zustandekommen der Beschlüsse der 
Gläubigerversammlung bleiben vorbehalten.
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3. Bundesgesetz vom 11. April 188915 
über Schuldbetreibung und Konkurs

Art. 173b Abs. 2

2 Nicht der Konkurszuständigkeit der FINMA 
unterstehen Schuldner, die nicht über die erfor-
derliche Bewilligung der FINMA verfügen.

4. Bundesgesetz vom 27. Juni 197316 
über die Stempelabgaben

Art. 6 Abs. 1 Bst. l und m
1 Von der Abgabe sind ausgenommen:

15	 SR 281.1
16	 SR 641.10

Art. 173b
3bis. Zuständigkeit der Eidgenössischen 
Finanzaufsicht
Betrifft das Konkursbegehren einen Schuldner, 
der nach den Finanzmarktgesetzen nach 
Artikel 1 des Finanzmarktaufsichtsgesetzes 
vom 22. Juni 2007 der Konkurszuständigkeit 
der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht 
(FINMA) untersteht, so überweist das 
Konkursgericht die Akten an die FINMA. Diese 
verfährt nach den spezialgesetzlichen Regeln.

Art. 6	 Ausnahmen
1 Von der Abgabe sind ausgenommen:
a.	 die Beteiligungsrechte an 

Aktiengesellschaften, 
Kommanditaktiengesellschaften, 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
oder Genossenschaften, die sich, ohne 
einen Erwerbszweck zu verfolgen, entwe-
der der Fürsorge für Bedürftige und Kranke, 
der Förderung des Kultus, des Unterrichts 
sowie anderer gemeinnütziger Zwecke oder 
der Beschaffung von Wohnungen zu mässi-
gen Mietzinsen oder der Gewährung von 
Bürgschaften widmen, sofern nach den 
Statuten
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–	 die Dividende auf höchstens 6 Prozent 
des einbezahlten Gesellschafts- oder 
Genossenschaftskapitals beschränkt,

–	 die Ausrichtung von Tantiemen ausge-
schlossen und

–	 bei der Auflösung der Gesellschaft oder 
Genossenschaft der nach Rückzahlung 
des einbezahlten Gesellschafts- oder 
Genossenschaftskapitals verbleibende 
Teil des Vermögens einem der erwähn-
ten Zwecke zuzuwenden ist;

abis. Beteiligungsrechte, die in Durchführung 
von Beschlüssen über Fusionen oder die-
sen wirtschaftlich gleichkommende 
Zusammenschlüsse, Umwandlungen und 
Spaltungen von Aktiengesellschaften, 
Kommanditaktiengesellschaften, 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
oder Genossenschaften begründet oder 
erhöht werden;

b.	 die Begründung oder Nennwerterhöhung 
von Beteiligungsrechten an 
Genossenschaften, soweit die Leistungen 
der Genossenschafter im Sinne von 
Artikel 5 gesamthaft eine Million Franken 
nicht übersteigen;

c.	 die Beteiligungsrechte an 
Transportunternehmen, die aus 
Investitionsbeiträgen der öffentlichen Hand 
zu deren Gunsten begründet oder erhöht 
werden;

d.	 die Beteiligungsrechte, die unter 
Verwendung früherer Aufgelder und 
Zuschüsse der Gesellschafter oder 
Genossenschafter begründet oder erhöht 
werden, sofern die Gesellschaft oder 
Genossenschaft nachweist, dass sie auf 
diesen Leistungen die Abgabe entrichtet 
hat;

e.	 ...
f.	 ...

e-parl 22.03.2021 09:15



-  30  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

g.	 die Beteiligungsrechte, die unter 
Verwendung eines Partizipationskapitals 
oder Beteiligungskapitals einer 
Genossenschaftsbank begründet oder 
erhöht werden, sofern die Gesellschaft oder 
Genossenschaft nachweist, dass sie auf 
diesem Partizipationskapital oder 
Beteiligungskapital die Abgabe entrichtet 
hat;

h.	 die bei der Gründung oder Kapitalerhöhung 
einer Aktiengesellschaft, einer 
Kommanditaktiengesellschaft oder einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
entgeltlich ausgegebenen 
Beteiligungsrechte, soweit die Leistungen 
der Gesellschafter gesamthaft eine Million 
Franken nicht übersteigen;

i.	 die Begründung von Anteilen von kollekti-
ven Kapitalanlagen gemäss KAG;

j.	 Beteiligungsrechte, die zur Übernahme 
eines Betriebes oder Teilbetriebes einer 
Aktiengesellschaft, 
Kommanditaktiengesellschaft, Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung oder 
Genossenschaft begründet oder erhöht 
werden, sofern gemäss letzter Jahresbilanz 
die Hälfte des Kapitals und der gesetzlichen 
Reserven dieser Gesellschaft oder 
Genossenschaft nicht mehr gedeckt ist;

k.	 die bei offenen Sanierungen vorgenomme-
ne Begründung von Beteiligungsrechten 
oder die Erhöhung von deren Nennwert bis 
zur Höhe vor der Sanierung sowie 
Zuschüsse von Gesellschaftern oder 
Genossenschaftern bei stillen Sanierungen, 
soweit:
–	 bestehende Verluste beseitigt werden, 

und
–	 die Leistungen der Gesellschafter oder 

Genossenschafter gesamthaft 
10 Millionen Franken nicht übersteigen;
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l. 	 die Beteiligungsrechte an Banken oder 
Konzerngesellschaften von Finanzgruppen, 
die unter Verwendung des von der 
Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht 
(FINMA) im Hinblick auf die Erfüllung regu-
latorischer Erfordernisse genehmigten 
Wandlungskapitals nach den Artikeln 13 
Absatz 1 oder 30b Absatz 7 Buchstabe b 
des Bankengesetzes vom 8. November 
193417 begründet oder erhöht werden;

m.	 Aufgehoben

5. Bundesgesetz vom 14. Dezember 
199018 über die direkte Bundessteuer

Art. 70 Abs. 6

17	 SR 952.0
18	 SR 642.11

l.	 die Beteiligungsrechte an Banken, die unter 
Verwendung des Wandlungskapitals ge-
mäss Artikel 13 Absatz 1 des 
Bankengesetzes vom 8. November 1934 
begründet oder erhöht werden;

m.	 die Beteiligungsrechte an Banken oder 
Konzerngesellschaften von Finanzgruppen, 
für die Massnahmen nach den Artikeln 
28–32 des Bankengesetzes angeordnet 
werden können, die bei der Umwandlung 
von Fremd- in Eigenkapital nach Artikel 31 
Absatz 3 des Bankengesetzes begründet 
oder erhöht werden.

2 Fallen die Voraussetzungen der 
Abgabebefreiung dahin, so ist auf den noch 
bestehenden Beteiligungsrechten die Abgabe 
zu entrichten.

Art. 70	 Nettoertrag aus Beteiligungen
1 Der Nettoertrag aus Beteiligungen nach 
Artikel 69 entspricht dem Ertrag dieser 
Beteiligungen abzüglich des darauf entfallen-
den Finanzierungsaufwandes und eines Bei
trages von 5 Prozent zur Deckung des 
Verwaltungsaufwandes; der Nachweis des 
effektiven Verwaltungsaufwandes bleibt vorbe-
halten. Als Finanzierungsaufwand gelten 
Schuldzinsen sowie weiterer Aufwand, der 
wirtschaftlich den Schuldzinsen gleichzustellen 
ist. Zum Ertrag aus Beteiligungen gehören 
auch die Kapitalgewinne auf diesen 
Beteiligungen sowie die Erlöse aus dazugehö-
rigen Bezugsrechten. Artikel 207a bleibt vorbe-
halten.
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2 Keine Beteiligungserträge sind:
a.	 …
b.	 Erträge, die bei der leistenden 

Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft 
geschäftsmässig begründeten Aufwand 
darstellen;

c.	 Aufwertungsgewinne auf Beteiligungen.
3 Der Ertrag aus einer Beteiligung wird bei der 
Berechnung der Ermässigung nur berücksich-
tigt, soweit auf der gleichen Beteiligung zu 
Lasten des steuerbaren Reingewinns (Art. 58 
ff.) keine Abschreibung vorgenommen wird, die 
mit diesem Ertrag im Zusammenhang steht.
4 Kapitalgewinne werden bei der Berechnung 
der Ermässigung nur berücksichtigt:
a.	 soweit der Veräusserungserlös die 

Gestehungskosten übersteigt;
b.	 wenn die veräusserte Beteiligung mindes-

tens 10 Prozent des Grund- oder 
Stammkapitals einer anderen Gesellschaft 
betrug oder einen Anspruch auf mindestens 
10 Prozent des Gewinns und der Reserven 
einer anderen Gesellschaft begründete und 
während mindestens eines Jahres im 
Besitz der veräussernden 
Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft 
war; fällt die Beteiligungsquote infolge 
Teilveräusserung unter 10 Prozent, so kann 
die Ermässigung für jeden folgenden 
Veräusserungsgewinn nur beansprucht 
werden, wenn die Beteiligungsrechte am 
Ende des Steuerjahres vor dem Verkauf 
einen Verkehrswert von mindestens einer 
Million Franken hatten.
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6 Bei Konzernobergesellschaften von systemre-
levanten Banken nach Artikel 7 Absatz 1 des 
Bankengesetzes vom 8. November 193419 
(BankG) werden für die Berechnung des Netto-
ertrags nach Absatz 1 der Finanzierungsauf-
wand und die Forderung in der Bilanz aus 
konzernintern weitergegebenen Mitteln aus von 
der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht 
(FINMA) im Hinblick auf die Erfüllung regulato-
rischer Erfordernisse genehmigten Fremdkapi-
talinstrumenten nach den Artikeln 11 Absatz 4, 
30b Absatz 6 oder Absatz 7 Buchstabe b 
BankG nicht berücksichtigt. 

19	 SR 952.0

5 Transaktionen, die im Konzern eine unge-
rechtfertigte Steuerersparnis bewirken, führen 
zu einer Berichtigung des steuerbaren 
Reingewinns oder zu einer Kürzung der Er
mässigung. Eine ungerechtfertigte 
Steuerersparnis liegt vor, wenn Kapitalgewinne 
und Kapitalverluste oder Abschreibungen auf 
Beteiligungen im Sinne der Artikel 62, 69 und 
70 in kausalem Zusammenhang stehen.
6 Bei Konzernobergesellschaften von system-
relevanten Banken nach Artikel 7 Absatz 1 des 
Bankengesetzes vom 8. November 1934 
(BankG) werden für die Berechnung des 
Nettoertrags nach Absatz 1 der 
Finanzierungsaufwand und die Forderung in 
der Bilanz aus konzernintern weitergegebenen 
Mitteln folgender Anleihen nicht berücksichtigt:
a.	 Pflichtwandelanleihen und Anleihen mit 

Forderungsverzicht nach Artikel 11 Absatz 4 
BankG; und

b.	 Schuldinstrumente zur Verlusttragung bei 
Insolvenzmassnahmen im Sinne der Artikel 
28–32 BankG.
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6. Steuerharmonisierungsgesetz vom 
14. Dezember 199020 

Art. 28 Abs. 1quater

20	 SR 642.14

Art. 28	 Besondere Fälle
1 Ist eine Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft zu mindestens 10 Prozent am 
Grund- oder Stammkapital oder am Gewinn 
und an den Reserven einer anderen 
Gesellschaft beteiligt oder haben ihre 
Beteiligungsrechte einen Verkehrswert von 
mindestens einer Million Franken, so ermässigt 
sich die Gewinnsteuer im Verhältnis des 
Nettoertrages aus den Beteiligungsrechten 
zum gesamten Reingewinn. Der Nettoertrag 
entspricht dem Ertrag dieser Beteiligungen 
abzüglich des darauf entfallenden 
Finanzierungsaufwandes und eines Beitrages 
von 5 Prozent zur Deckung des 
Verwaltungsaufwandes; der Nachweis des 
effektiven Verwaltungsaufwandes bleibt vorbe-
halten. Als Finanzierungsaufwand gelten 
Schuldzinsen sowie weiterer Aufwand, der 
wirtschaftlich den Schuldzinsen gleichzustellen 
ist.
1bis Die Kantone können die Ermässigung auf 
Kapitalgewinne aus Beteiligungen sowie auf 
Erlöse aus dazugehörigen Bezugsrechten 
ausdehnen, wenn die veräusserte Beteiligung 
mindestens 10 Prozent des Grund- oder 
Stammkapitals einer anderen Gesellschaft 
betrug oder einen Anspruch auf mindestens 10 
Prozent des Gewinns und der Reserven einer 
anderen Gesellschaft begründete und während 
mindestens eines Jahres im Besitz der 
Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft war. 
Fällt die Beteiligungsquote infolge 
Teilveräusserung unter 10 Prozent, so kann die 
Ermässigung für jeden folgenden 
Veräusserungsgewinn nur gewährt werden, 
wenn die Beteiligungsrechte am Ende des 
Steuerjahres vor dem Verkauf einen 
Verkehrswert von mindestens einer Million 
Franken hatten.
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1quater Bei Konzernobergesellschaften von sys-
temrelevanten Banken nach Artikel 7 Absatz 1 
des Bankengesetzes vom 8. November 193421 
(BankG) werden für die Berechnung des 
Nettoertrags nach Absatz 1 der 
Finanzierungsaufwand und die Forderung in 
der Bilanz aus konzernintern weitergegebenen 
Mitteln aus von der Eidgenössischen 
Finanzmarktaufsicht (FINMA) im Hinblick auf 
die Erfüllung regulatorischer Erfordernisse 
genehmigten Fremdkapitalinstrumente nach 
den Artikeln 11 Absatz 4, 30b Absatz 6 oder 3 
Absatz 7 Buchstabe b BankG nicht berücksich-
tigt.

21	 SR 952.0

1ter Bei der Berechnung der Ermässigung wird 
der Veräusserungserlös nur so weit berück-
sichtigt, als er die Gestehungskosten über-
steigt. Wertberichtigungen sowie 
Abschreibungen auf den Gestehungskosten 
von Beteiligungen von mindestens 10 Prozent 
werden dem steuerbaren Gewinn zugerechnet, 
soweit sie nicht mehr begründet sind.
1quater Bei Konzernobergesellschaften von sys-
temrelevanten Banken nach Artikel 7 Absatz 1 
des Bankengesetzes vom 8. November 1934 
(BankG) werden für die Berechnung des 
Nettoertrags nach Absatz 1 der 
Finanzierungsaufwand und die Forderung in 
der Bilanz aus konzernintern weitergegebenen 
Mitteln folgender Anleihen nicht berücksichtigt:
a.	 Pflichtwandelanleihen und Anleihen mit 

Forderungsverzicht nach Artikel 11 Absatz 4 
BankG; und

b.	 Schuldinstrumente zur Verlusttragung bei 
Insolvenzmassnahmen im Sinne der Artikel 
28–32 BankG.

2 – 5…
6 Andere Ausnahmen von der ordentlichen 
Steuerberechnung gemäss Artikel 27 sind nicht 
zulässig.
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7. Verrechnungssteuergesetz vom 13. 
Oktober 196522 

Art. 5 Abs. 1 Bst. g und i

1 Von der Steuer sind ausgenommen:

22	 SR 642.21

Art. 5
2. Ausnahmen
1 Von der Steuer sind ausgenommen:
a.	 die Reserven und Gewinne einer 

Kapitalgesellschaft gemäss Artikel 49 
Absatz 1 Buchstabe a des Bundesgesetzes 
vom 14. Dezember 1990 über die direkte 
Bundessteuer (DBG) oder Genossenschaft, 
die bei einer Umstrukturierung nach 
Artikel 61 DBG in die Reserven einer auf-
nehmenden oder umgewandelten inländi-
schen Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft übergehen;

b.	 die in einer kollektiven Kapitalanlage ge-
mäss KAG erzielten Kapitalgewinne und 
Erträge aus direktem Grundbesitz sowie die 
durch die Anleger geleisteten 
Kapitaleinzahlungen, sofern sie über ge-
sonderten Coupon ausgerichtet werden;

c.	 die Zinsen von Kundenguthaben, wenn der 
Zinsbetrag für ein Kalenderjahr 
200 Franken nicht übersteigt;

d.	 die Zinsen der Einlagen zur Bildung und 
Äufnung von auf den Erlebens- oder 
Todesfall gestellten Guthaben bei Anstalten, 
Kassen und sonstigen Einrichtungen, die 
der Alters‑, Invaliditäts- oder 
Hinterlassenenversicherung oder ‑fürsorge 
dienen;

e.	 …
f.	 die freiwilligen Leistungen einer 

Aktiengesellschaft, einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung oder einer Genos
senschaft, sofern diese Leistungen gestützt 
auf Artikel 59 Absatz 1 Buchstabe c DBG 
geschäftsmässig begründet sind;
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g. 	 die Zinsen von Banken oder 
Konzerngesellschaften von Finanzgruppen 
für von der Eidgenössischen 
Finanzmarktaufsicht (FINMA) im Hinblick 
auf die Erfüllung regulatorischer 
Erfordernisse genehmigte 
Fremdkapitalinstrumente nach den Artikeln 
11 Absatz 4 und 30b Absatz 6 des 
Bankengesetzes vom 8. November 193423 
(BankG), sofern das betreffende 
Fremdkapitalinstrument zwischen dem 1. 
Januar 2013 und dem 31. Dezember 2021 
ausgegeben wird;

i.	 die Zinsen von Banken oder 
Konzerngesellschaften von Finanzgruppen 
für Fremdkapitalinstrumente nach Artikel 
30b Absatz 7 Buchstabe b BankG, die:  

1. 	 die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht 
(FINMA) im Hinblick auf die Erfüllung 
regulatorischer Erfordernisse genehmigt 
hat: 

– 	 bei nicht systemrelevanten Banken oder 
bei Konzerngesellschaften von Finanz-
gruppen: im Zeitpunkt der Emission

– 	 bei systemrelevanten Banken nach den 
Artikeln 7 Absatz 1 des Bankengeset-
zes: im Zeitpunkt der Emission oder bei 
einem Wechsel von einem ausländi-
schen zu einem schweizerischen Emit-
tenten, und

2. 	 zwischen dem 1. Januar 2017 und dem 
31. Dezember 2021 ausgegeben wer-
den oder deren Emittent während dieser 
Zeit nach Ziffer 1 wechselt.

23	 SR 952.0

g.	 die Zinsen von Pflichtwandelanleihen und 
Anleihen mit Forderungsverzicht nach den 
Artikeln 11–13 des Bankengesetzes vom 8. 
November 1934, sofern:
1.	 die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht 

(FINMA), gestützt auf Artikel 11 Absatz 
4 des Bankengesetzes, die Anrechnung 
der Anleihe an die erforderlichen 
Eigenmittel genehmigt hat, und

2.	 die Anleihe zwischen dem 1. Januar 
2013 und dem 31. Dezember 2021 
ausgegeben wird;

h.	 Zinszahlungen von Teilnehmern an eine 
zentrale Gegenpartei im Sinne des 
Finanzmarktinfrastrukturgesetzes vom 
19. Juni 2015 sowie von einer zentralen 
Gegenpartei an ihre Teilnehmer;

i.	 die Zinsen von Anleihensobligationen von 
Banken oder Konzerngesellschaften von 
Finanzgruppen, für die Massnahmen nach 
den Artikeln 28–32 des Bankengesetzes 
angeordnet werden können, sofern:
1.	 die Anleihensobligation durch einen 

Sanierungsplan nach Artikel 31 Absatz 
3 des Bankengesetzes reduziert oder in 
Eigenkapital umgewandelt werden 
kann,

2.	 die FINMA die Anleihensobligation im 
Hinblick auf die Erfüllung regulatorischer 
Erfordernisse genehmigt hat:
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–	 bei nicht systemrelevanten Banken oder 
bei Konzerngesellschaften von Finanz-
gruppen: im Zeitpunkt der Emission

–	 bei systemrelevanten Banken nach den 
Artikeln 7–10a des Bankengesetzes: im 
Zeitpunkt der Emission oder bei einem 
Wechsel von einem ausländischen zu 
einem schweizerischen Emittenten, und

3.	 die Anleihensobligation zwischen dem In-
krafttreten der Änderung vom 18. März 
2016 dieses Gesetzes und dem 31. De-
zember 2021 ausgegeben wird oder wäh-
rend dieser Zeit ein Wechsel des Emitten-
ten nach Ziffer 2 stattfindet.

1bis Die Rückzahlung von Reserven aus 
Kapitaleinlagen, die von den Inhabern der 
Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 
1996 geleistet worden sind, wird gleich behan-
delt wie die Rückzahlung von Grund- oder 
Stammkapital, wenn die Reserven aus 
Kapitaleinlagen von der Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft in der Handelsbilanz auf 
einem gesonderten Konto ausgewiesen wer-
den und die Gesellschaft oder Genossenschaft 
jede Veränderung auf diesem Konto der 
Eidgenössischen Steuerverwaltung (ESTV) 
meldet. Absatz 1ter bleibt vorbehalten.
1ter Kapitalgesellschaften und 
Genossenschaften, die an einer schweizeri-
schen Börse kotiert sind, haben bei der 
Rückzahlung von Reserven aus 
Kapitaleinlagen nach Absatz 1bis mindestens 
im gleichen Umfang übrige Reserven auszu-
schütten. Ist diese Bedingung nicht erfüllt, so 
ist die Rückzahlung im Umfang der halben 
Differenz zwischen der Rückzahlung und der 
Ausschüttung der übrigen Reserven steuerbar, 
höchstens aber im Umfang der vorhandenen, 
handelsrechtlich ausschüttungsfähigen übrigen 
Reserven. Im gleichen Umfang sind handels-
rechtlich ausschüttungsfähige übrige Reserven 
dem gesonderten Konto für Reserven aus 
Kapitaleinlagen zuzuweisen.
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1quater Absatz 1ter ist nicht anwendbar auf 
Reserven aus Kapitaleinlagen:
a.	 die bei fusionsähnlichen 

Zusammenschlüssen durch Einbringen von 
Beteiligungs- und Mitgliedschaftsrechten an 
einer ausländischen Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft nach Artikel 61 
Absatz 1 Buchstabe c DBG oder durch eine 
grenzüberschreitende Übertragung auf eine 
inländische Tochtergesellschaft nach Artikel 
61 Absatz 1 Buchstabe d DBG nach dem 
24. Februar 2008 entstanden sind;

b.	 die im Zeitpunkt einer grenzüberschreiten-
den Fusion oder Umstrukturierung nach 
Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 
3 DBG oder der Verlegung des Sitzes oder 
der tatsächlichen Verwaltung nach dem 24. 
Februar 2008 bereits in einer ausländi-
schen Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft vorhanden waren;

c.	 die an in- und ausländische juristische 
Personen zurückgezahlt werden, die zu 
mindestens 10 Prozent am Grund- oder 
Stammkapital der leistenden Gesellschaft 
beteiligt sind;

d.	 im Falle der Liquidation oder der Verlegung 
des Sitzes oder der tatsächlichen 
Verwaltung der Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft ins Ausland.

1quinquies Die Gesellschaft hat die Reserven aus 
Kapitaleinlagen nach Absatz 1quater Buchstaben 
a und b auf einem gesonderten Konto auszu-
weisen und der ESTV jede Veränderung auf 
diesem Konto zu melden.
1sexies Die Absätze 1ter–1quinquies gelten sinnge-
mäss auch für Reserven aus Kapitaleinlagen, 
die für die Ausgabe von Gratisaktien oder für 
Gratisnennwerterhöhungen verwendet werden.
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8. Bucheffektengesetz vom 3. Oktober 
200824

Art. 11a	 Segregierung 
1 Die Verwahrungsstelle ist verpflichtet, Eigen- 
und Drittbestände in ihren Büchern getrennt zu 
halten.
2 Hält die Verwahrungsstelle Eigen- und 
Drittbestände bei einer Drittverwahrungsstelle 
im Inland, so hat sie die Eigen- und die 
Drittbestände auf verschiedenen 
Effektenkonten zu halten. 
Drittverwahrungsstellen müssen den 
Verwahrungsstellen die Möglichkeit anbieten, 
Eigen- und Drittbestände auf verschiedenen 
Effektenkonten zu halten.
3 Erfolgt die Verwahrung im Ausland, so verein-
bart die Schweizer Verwahrungsstelle mit der 
ersten ausländischen Drittverwahrungsstelle, 
dass diese die Eigen- und die Drittbestände auf 
verschiedenen Effektenkonten hält.
4 Ist eine Vereinbarung nach Absatz 3 nach 
dem Recht des betroffenen Staates oder aus 
operationellen Gründen nicht möglich, so trifft 
die Schweizer Verwahrungsstelle andere 
Massnahmen, die der Kontoinhaberin oder 
dem Kontoinhaber ein vergleichbares Mass an 
Schutz bieten.

24	 SR 957.1

2 Die Verordnung kann vorschreiben, dass 
Zinsen verschiedener, von einem Gläubiger 
oder Verfügungsberechtigten bei der gleichen 
Bank oder Sparkasse unterhaltener 
Kundenguthaben zusammenzurechnen sind; 
bei offenbarem Missbrauch kann die ESTV 
eine solche Zusammenrechnung im Einzelfall 
anordnen.

8. ...

Art. 11a

e-parl 22.03.2021 09:15



-  41  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

5 Die Schweizer Verwahrungsstelle muss keine 
Massnahmen nach Absatz 4 treffen, wenn:
a.	 die Drittverwahrung wegen der 

Eigenschaften der betreffenden 
Bucheffekten oder der mit diesen verbunde-
nen Finanzdienstleistungen nur im betroffe-
nen Staat erfolgen kann; oder

b.	 die Kontoinhaberin oder der Kontoinhaber 
die Verwahrungsstelle schriftlich oder in 
einer anderen Form, die den Nachweis 
durch Text ermöglicht, angewiesen hat, die 
Bucheffekten bei einer 
Drittverwahrungsstelle in diesem Staat zu 
verwahren. 

6 Die Schweizer Verwahrungsstelle, die 
Drittbestände bei einer Drittverwahrungsstelle 
hält, informiert die Kontoinhaberin oder den 
Kontoinhaber vorgängig in standardisierter 
Weise in Papierform oder elektronisch. Sie legt 
dar: 
a.	 dass die Verwahrung in der Regel bei einer 

Drittverwahrungsstelle erfolgt; 
b.	 dass eine Drittverwahrungsstelle je nach 

Emittent allenfalls Sitz im Ausland hat und 
dass die Verwahrung diesfalls ausländi-
schem Recht untersteht;

c.	 dass mit einer Verwahrung im Ausland für 
die Kontoinhaberin oder den Kontoinhaber 
Risiken verbunden sind und um welche 
generellen Risiken es sich handelt;

d.	 die Kosten der Verwahrung von 
Bucheffekten.

⁶ ... 
                                 ... Drittverwahrungsstelle 
hält, stellt der Kontoinhaberin ... 
 
                             ...  oder elektronisch Infor-
mationen zur Verfügung. Sie legt dar:
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Art. 11b	 Datenübermittlung an 
Drittverwahrungsstellen und 
weitere Stellen

1 Die Schweizer Verwahrungsstelle darf der 
in- oder ausländischen Drittverwahrungsstelle 
und weiteren Stellen und Gesellschaften direkt 
alle Daten übermitteln, welche diese oder eine 
in der Verwahrungskette nachgelagerte 
Drittverwahrungsstelle, Stelle oder Gesellschaft 
zur Erfüllung ihrer mit der Verwahrung verbun-
denen rechtlichen Pflichten benötigen. 
2 Die Verwahrungsstelle informiert die 
Kontoinhaberinnen und Kontoinhaber vorgän-
gig in standardisierter Weise in Papierform 
oder elektronisch über die Möglichkeit der 
Datenübermittlung nach Absatz 1 und darüber, 
dass Kundendaten, je nach geltendem auslän-
dischem Recht, Behörden des betroffenen 
Staates weitergeleitet werden können.

Art. 12 Abs. 1 Einleitungssatz und Bst. b
1 Hält die Verwahrungsstelle Eigen- und 
Drittbestände bei einer Drittverwahrungsstelle, 
so werden die Bucheffekten der Konto
inhaberinnen und Kontoinhaber sowie deren 
Lieferansprüche nicht berührt durch: 

b.	 Pfand-, Rückbehalts- und 
Verwertungsrechte der 
Drittverwahrungsstelle oder von Dritten, die 
über das Rückbehalts- und 
Verwertungsrecht der Verwahrungsstelle 
gemäss Artikel 21 hinausgehen und denen 
die Kontoinhaberin oder der Kontoinhaber 
nicht zugestimmt hat.

Art. 12	 Eigen- und Drittbestände
1 Hält die Verwahrungsstelle Eigen- und 
Drittbestände bei einer Drittverwahrungsstelle 
auf verschiedenen Effektenkonten, so werden 
die Bucheffekten der Kontoinhaberinnen und 
Kontoinhaber sowie deren Lieferansprüche 
nicht berührt durch:
a.	 eine Aufrechnungsvereinbarung zwischen 

der Verwahrungsstelle und einer 
Drittverwahrungsstelle, welcher die 
Kontoinhaberin oder der Kontoinhaber nicht 
als Partei beigetreten ist; 

b.	 Pfand-, Rückbehalts- und 
Verwertungsrechte der 
Drittverwahrungsstelle oder von Dritten, 
denen die Kontoinhaberin oder der 
Kontoinhaber nicht zugestimmt hat.
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9. Finanzmarktinfrastrukturgesetz vom 
19. Juni 201525

Art. 34 Abs. 2 Einleitungssatz und Bst. e–g 
sowie 3

2 Als Teilnehmer eines Handelsplatzes können 
zugelassen werden: 

e.	 der Bund;
f.	 die Schweizerische 

Unfallversicherungsanstalt (Suva);
g.	 die Ausgleichsfonds AHV/IV/EO 

(Compenswiss).

25	  SR 958.1

2 Die Verwahrungsstelle kann über 
Bucheffekten einer Kontoinhaberin oder eines 
Kontoinhabers nur verfügen, nachdem sie 
diese in Ausübung ihres Nutzungsrechts in ihr 
eigenes Effektenkonto übertragen hat.
3 Abweichende Abreden sind nichtig.

Art. 34	 Zulassung von Teilnehmern

1 Der Handelsplatz erlässt ein Reglement über 
die Zulassung, die Pflichten und den 
Ausschluss von Teilnehmern und beachtet 
dabei insbesondere den Grundsatz der 
Gleichbehandlung.
2 Als Teilnehmer einer Börse oder eines multi-
lateralen Handelssystems können zugelassen 
werden:
a.	 Wertpapierhäuser nach Artikel 41 des 

Finanzinstitutsgesetzes vom 15. Juni 2018 
(FINIG);

b.	 weitere von der FINMA nach Artikel 3 des 
Finanzmarktaufsichtsgesetzes vom 22. Juni 
2007 (FINMAG) Beaufsichtigte, sofern der 
Handelsplatz sicherstellt, dass sie gleich-
wertige technische und operative 
Voraussetzungen erfüllen wie 
Wertpapierhäuser

c.	 von der FINMA nach Artikel 40 bewilligte 
ausländische Teilnehmer;

d.	 die SNB.
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3 Der Handelsplatz kann weitere Einrichtungen 
als Teilnehmer zulassen, wenn er sicherstellt, 
dass sie gleichwertige technische und operati-
ve Voraussetzungen erfüllen wie 
Wertpapierhäuser, und diese Einrichtungen: 

a. 	 öffentliche Aufgaben wahrnehmen und für 
die Wahrnehmung dieser Aufgaben auf 
eine Teilnahme angewiesen sind; und

b.	 über eine professionelle Tresorerie verfü-
gen.

Art. 88 Abs. 1
1 Für Finanzmarktinfrastrukturen gelten die 
Artikel 25–37 und 37d–37gquinquies mit Aus
nahme von Artikel 37g Absatz 4bis des 
Bankengesetzes vom 8. November 193426 
sinngemäss, sofern das vorliegende Gesetz 
keine abweichenden Bestimmungen enthält.

Art. 147 Abs. 1 Bst. a und b 

a.	 Betrifft nur den französischen Text.

b.	 Betrifft nur den französischen Text.

26	 SR 952.0

Art. 88	 Insolvenzmassnahmen
1 Für Finanzmarktinfrastrukturen gelten die 
Artikel 24–37 und 37d–37g mit Ausnahme von 
Artikel 37g Absatz 4bis des Bankengesetzes 
vom 8. November 1934 sinngemäss, sofern 
das vorliegende Gesetz keine abweichenden 
Bestimmungen enthält.
2 Im Falle von systemisch bedeutsamen 
Finanzmarktinfrastrukturen hört die FINMA die 
SNB an, bevor sie Insolvenzmassnahmen 
ergreift.

Art. 147	 Verletzung des 
Berufsgeheimnisses

1 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer vorsätzlich:
a.	 ein Geheimnis offenbart, das ihm oder ihr in 

seiner oder ihrer Eigenschaft als Organ, 
Angestellte oder Angestellter, Beauftragte 
oder Beauftragter oder Liquidatorin oder 
Liquidator einer Finanzmarktinfrastruktur 
anvertraut worden ist oder das sie oder er 
in dieser Eigenschaft wahrgenommen hat;

b.	 zu einer solchen Verletzung des 
Berufsgeheimnisses zu verleiten sucht;
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c.	 ein ihr oder ihm unter Verletzung von 
Buchstabe a offenbartes Geheimnis weite-
ren Personen offenbart oder für sich oder 
einen anderen ausnützt.

2 Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer sich oder einem 
anderen durch eine Handlung nach Absatz 1 
Buchstabe a oder c einen Vermögensvorteil 
verschafft.
3 Wer fahrlässig handelt, wird mit Busse bis zu 
250 000 Franken bestraft.
4 Die Verletzung des Berufsgeheimnisses ist 
auch nach Beendigung des amtlichen oder 
dienstlichen Verhältnisses oder der 
Berufsausübung strafbar.
5 Vorbehalten bleiben die eidgenössischen und 
kantonalen Bestimmungen über die 
Zeugnispflicht und über die Auskunftspflicht 
gegenüber einer Behörde.
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